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Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
KOM(96) 93 endg.; Ratsdok. 7147/96 


A. Problem 

Änderung des Wortlauts von Artikel 2 Abs. 4 der Richtlinie 76/ 
207/EWG des Rates mit dem Ziel, speziell die Arten positiver 
Maßnahmen zu gestatten, die nicht von dem Urteil des Europäi- 
schen Gerichtshofes vom 17. Oktober 1995 in der Rechtssache 
C 450/93 (Kalanke) berührt sind. 

B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregienmg, entsprechend der Be- 
schlußempfehlung zu verfahren. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Eine Kostenabschätzung wmde nicht vorgenommen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich bei den Beratungen 
des Vorschlags der Europäischen Kommission zur Änderung der 
Richtlinie 76/207/EWG (Anlage) für folgende Formulierung des 
Artikels 2 Abs. 4 einzusetzen: 

„(4) Diese Richtlinie steht nicht den Maßnahmen zur Förderung 
der Chancengleichheit für Männer imd Frauen, insbesondere 
durch Beseitigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, 
die die Chancen der Frauen in den in Artikel 1 Abs. 1 genannten 
Bereichen beeinträchtigen, entgegen. Derartige Maßnahmen 
können auch spezifische Begünstigungen hinsichtlich des Zu- 
gangs zur Beschäftigung, zm Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingimgen zugunsten 
von Frauen beinhalten, soweit sie ihnen keinen absoluten und un- 
bedingten Vorrang einräumen. " 


Begründung 

Ziel des Kommissionsvorschlages ist die Konkretisienmg der be- 
stehenden Gleichstellungsrichtlinie nach dem sog. Kalanke Urteil 
des EUGH. Es soll klar festgelegt werden, daß positive Maßnah- 
men im Bereich der Beschäftigung von Frauen auch künftig zuläs- 
sig sein soUen. 

• 

Der Formuherungsvorschlag der Kommission ist diesbezüglich in 
drei Punkten problematisch, weü er die bestehende Richtlinie 
eher einschränkt bzw. verwässert. 


1. Berufsbildung 

Über den Kommissionsvorschlag hinaus soUte auch die Berufsbil- 
dung explizit als förderungswürdiger Zielbereich festgelegt wer- 
den. Das entspricht dem Regelungsbereich der Richtlinie, vgl. 
Artikel 1 Abs. 1, zudem sind Frauen in vielen Ausbildungsberei- 
chen immer noch unterrepräsentiert. 


2. Geschlechtsneutrale Formulierung 

Gegen die geschlechtsneutrale Formidierung der Richtlinie 
spricht, daß eine Vorzugsregelung für ein Geschlecht immer nur 
damit begründet sein kann, daß nüt der Bevorzugung einer kon- 
kreten oder strukturellen Diskriminierung begegnet werden soU. 
Von einer Diskriminierung der Mäimer kaim jedoch auch in den 
Fällen nicht gesprochen werden, in denen Männer imterrepräsen- 
tiert sind. Dies beruht regelmäßig auf freiwilliger Entscheidung 
zugimsten meist besser bezahlter Arbeit. 
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3. Arbeitsbedingungen 

Wie auch der Textvorschlag der Bundesregierung bereits vor- 
schlägt, soUte auch der Bereich der Arbeitsbedingimgen durch 
die Änderung der Richtlinie konkretisiert werden. 


Bonn, den 24. März 1997 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Dr. Edith Niehuis Dr. Marliese Dobberthien Rosel Neuhäuser 

Vorsitzende Berichterstatterin Beiichterstatterin 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Berichterstatterin 
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Ortrun Schätzle 
Berichterstatterm 
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Anlage 



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 27.03.1995 
KOM(96) 93 endg. 

96/0095 (CNS) 


RICHTLINIE DES RATES 


zur Ändening der Richdinie 76/207/EWG iles Rates 
zur Veiwiridichung des Gnmdsatees der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, 
zur Benifsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in bezu^ auf die Arbeitsbedingungen 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


1 Einleitung 

Am 17. Oktober 1995 fällte der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften sein Urteil 
in der Rechtssache C-450/93 (Eckhard Kalanke gegen Freie Hansestadt Bremen), das 
Anlaß zu erheblichen Kontroversen in ganz Europa gegeben hat. Ursache (Ueser 
Kontroversen war die durch das Urteil geschaffene Unsicherheit hinsichtlich der Legalität 
von Quoten und anderen positiven Maßnahmen, die darauf abzielen, die Zahl von Frauen 
in bestimmten Berdchen oder Positionen zu eiliöhen. 

Die Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbeitsplatz stellt ein Grundrecht dar, 
wie der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften in seinem Urteil in der 
Rechtssache 149/77, Defrenne HL anerkannte. Die Kommisrion vertritt die Auffassung, 
daß es - in einer Zeit, in der auf höchster Ebene (Tagungen des Europäischen Rates in 
Essen, Cannes imd Madrid) anerkannt wird, daß die Verwirklichung der 
Chancengleichheit für Frauen gemeinsam mit der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eine 
Aufgabe von höchster Bedeutung darstellt, - äußerst wichtig ist zu bekräftigen, daß es 
gegebenenfalls notwendig ist, "positive Maßnahmen" zur Förderung der Chancengleichhdt 
für Frauen und Männer zu treffen, insbesondere wenn dadurch bestehende 
Ungleichheitsfaktoren, die die Beschäitigungschancen der Frauen betreffen, beseitigt 
werden. 

Die Kommisdon hat sich immer sehr für positive Maßnahmen eingesetzt. Im Jahre 1984 
legte sie einen Vorschlag für eine Empfehlung zur Förderung positiver Maßnahmen^*^ vor, 
die vom Rat angenommen wurde. 

In der Rechtssache Kalanke stellte sich die Frage, ob ein bestimmtes deutsches Gesetz 
über positive Maßnahmen mit der Richtlinie 76/207/EWG^^ vereinbar ist, oder ob es die 
Grenzen der in der Richtlinie vorgesehenen Ausnahme überschrdtet. Das Gesetz zur 
Gldchstellung von Marm und Frau im öffentlichen Dienst des Landes Bremen sieht vor, 
daß bd Einstdlung und Befördertmg in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert 
sind, Frauen bd gldcher Qualifikation wie ihre mäimlichen Nfitbewerber vorran^g 
berücksichtigt werden müssen . Eine Unterrepräsentation liegt vor, weim auf den dnzelnen 
Stufen der jeweiligen Vergütungsgruppe nicht mindestens zur Hälfte Frauen vertreten 
sind. 

Der Gerichtshof sollte entscheiden, ob es rechtmäßig ist, Frauen, die sich um eine 
Beförderung in Berdchen, in denen sie unterrepräsentiert sind, bewerben, bd gldcher 
Qualifikation den Vorrang vor männlichen Mitbewerbern dnzuräumen. 


Empfehlung des Rates Nr. 84/635/EWG vom 13. Dezenber 1984 zur Förderung positiver 
Ma ß n a hm en fiir Frauen (ABI. Nr. L 331 vom 19.12.1984, S. 34). 

Richtlinie des Rates 76/207/EWG vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichüich des Zugangs zur Beschäfügung, zur 
BerufsbUdung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
(ABI. Nr. L 39 vom 14. 2.1976, S. 40). 
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In ihrer Mitteilung vom ... hat sich die Kommission klar zu ihrer Auslegung des Urteils 
sowie zu ihrer eigenen Einstellung zu positiven Maßnahmen geäußert. 

In seinem Urteil stellt der Gerichtshof unter anderem klar, daß eine nationale Regelung, 
die den Frauen bei Ernennungen oder Befordenmgen absolut und unbedingt doi Vorrang 
einräumt, über eine Förderung der Chancengleichheit hinausgeht und damit die Grenzen 
der in Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie vorgesehenen Ausnahme überschreitet. 

Die Kommission ist der Meinung, daß der Gerichtshof nur ein besonderes Merkmal des 
Bremer Gesetzes, nämlich den automatischen Charakter der Regelung, durch den Frauen 
ein absolutes und unbedingtes Recht auf Einstellung oder Beförderung verliehen wird, 
mißbilligt hat Daher vertritt die Kommission den Standpunkt daß nur ein völlig starres 
Quotensystem, das es nicht erlaubt individuelle Umstände zu berücksichtigen, 
rechtswidrig ist. Mitgliedstaaten und Arbeitgeber können sich daher aller anderen Formen 
positiver Maßnahmen, einschlid^lich flexibler Quoten, bedienm. 

Der Kommission liegt sehr viel daran, daß die Kontroverse, die der Kalanke- Fall 
ausgelöst hat endgültig beendet wird. Obgleich die Auswirkungen dieses Urteils bei 
korrekter Auslegung begrenzt sind, ist die Kommission der Ansicht daß der Wortlaut von 
Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie Tö^OT/EWG- so geändert werden muß, daß der Text der 
Vorschrift speziell die Arten positiver Aktionen erlaubt die von dem Kalanke» Urteil 
unberührt bleiben. Somit sind alle Formen positiver Maßnahmen erlaubt unter der 
Voraussetzung, Haft besondere Umstände im Einzelfall berücksichtigt werdai können. 

Es handelt sich um eine erklärende Änderung. 


2 Kommentare zu den Arukeln 
Artikel 1 

Der Text spiegelt die Auslegung des Kalanke-Urteils durch die Kommission wider, 
derzufolge eine große Bandbreite von .Maßnahmen (vgl. Mitteilung zum Urteil Kalanke) 
zur Förderung des Zugangs zur Beschäftigung und zur Beförderung von Frauen weiterhin 
rechtmäßig bleibt "Positive Maßnahmen" müssen jedoch dem Arbeitgeber die 
Möglichkeit offenlassen, die individuellen Umstände im Einzelfall zu berücksichtigra, die 
die Entscheidimg für eine Person, die nicht zu dem unterrepräsentierten Geschlecht gehört 
rechtfertigen. 

Die Formulierung trägt der Tatsache Rechnrmg, daß die Politik der Gleichberechtigimg 
eine Politik zur Förderung der Chancengleichheit von Männern und Frauen ist. 


Artik el. ,2 ünd 3 

Diese Artikel endtalten die üblichen Bestimmungen für die Umsetzung in das Recht der 
Mitgliedstaaten. 
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3 RECHnERiKUNGDEsVotscxiiACSiiiNsicHiiiCHDES Subsidiaritätsgrundsatzes 

Der Vorschlag für eine Änderung der Richtlinie 76/207/EWG steht in Übereinstimmung 
mit den beiden Kriterien des Subsidiaritätsgrundsatzes - Notwendigkeit und Verhältnis- 
mäßigkeit - nach Artikel 3 b des Vertrags von Maastricht. 

Dem ersten Kriterium • Notwendigkeit einer Gemeinschaftsmaßnahme - wird entsprochen, 
da etwas getan werden muß, damit eine etwaige Unsicherheit auf Seiten der nationalen 
oder supranationalen Behörden aller Ebenen, die Gemeinschaftsrecht anzuwenden haben, 
vermieden wird. Zum Kalanke-Urteil hat es auseinandergehende Auslegungen gegeben, 
die die Effizienz der positiven Maßnahmen zugunsten des imterrepräsentierten 
Geschlechts bedrohen. Da allgemein anerkannt ist, daß der Zugang zur Beschäftigung eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für die Umsetzung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung darstellt, der wiederum eines der grundlegenden Rechte und als solches 
Bestandteil der allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts^^^ ist, wird die Änderung 
dazu beitragen, daß die Richtlinie konsequent und einheitlich angewendet wird. 

Die Richtlinie des Rates entspricht der Erfordernis der Verhältnismäßigkeit insofern, als 
die Änderung nur erklärenden Charakter hat und den Änwendungsbereich der Richtlinie 
nicht ändert. 


AnhSningsverfrdiren 

Die Kommission hat die Sozialpartner zur Mitteilung zur Rechtssache Kalanke angehört. 
Der vorliegende Vorschlag für eine Richtlinie spiegelt die in der Mitteilung ausgefuhrte 
Äuslegung wider und setzt den Inhalt der Mitteilung in einen rechtsverbindlichen Text 
um. 


Anwendung in den EWR-Staalen 

Richtlinie 76/207/EWG ist Teil des gemeinschaftlichen Besitzstands des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, das am 1. Januar 1994 in ICraft trat. 

Richtlinie 76/207/EWG steht im Verzeichnis der Instrumente des abgeleiteten Rechts, 
denen die EWR-Staaten zugestimmt haben (Anhang XVm, Ziffer 18). 


vgl. u. a. Rechtssache C-149/77 (Defrenne III, Urteil vom 15. Juni 1978). 
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RICHTLINIE DES RATES 

zur Änderung der Richtlinie 76/207/E\VG des Rates 
zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 


DER Rat der Europäischen Union - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eurq)äischen Gemeinschaft, insbestmdere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Soaalausschusses,^^ 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


In Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 76/207/EWG des Rates^^ heißt es: "Diese Richtlinie 
steht nicht den Maßnahmen zur Förderung da* Chancengleichheit für Männer und Frauen, 
insbesondere durch Beseitigung der tatsächlich bestehenden Ungleichheiten, die (he 
Chancen der Frauen in den in Artikel 1 Absatz 1 genaimten Bereichen beeinträchtigen, 
entgegen." 

Die Mitgliedstaaten haben imterschiedliche Formen positiver Maßnahmen zur 
Verwirklichimg des Grundsatzes der CHeichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen ergriffen. 

Vor dem lEntergrund der Rechtsprechung des Eurq}äischen Gerichtshofes, insbesondere 
des Urteils vom 17. Oktober 1995 in der Rechtssache C-450/93 (Kalanke gegen Freie 
Hansestadt Bremen)**^ betreffend Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 76/207/EWG, kötuien 
positive Maßnahmen den Zugang des unterrepräsentierten Geschlechts zur Beschäftigung, 
Einstellung und Beförderung auf besondere Stellar unter Einschluß der Bevorzugung des 


( 1 ) 

( 2 ) . 

ABI. Nr. L 39 vom 14. 2.1976, S. 40. 
<♦> Slg. 1995, S. 1-3051. 
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unterrepräsentierten Geschlechtes begünstigen, vorausgesetzt, daß jedes derartige System 
die Berücksichtigung besonderer Umstände des Einzelfalies gestattet. 

Die der Rechtsprechung gemäße Klärung des Artikels 2 Absatz 4 der 
Richtlinie .76/207/EWG ist geboten. 

Positive Maßnahmen sollten den Mitgliedern des Jeweils in einem Sektor oder in einem 
bestimmten Beschäfdgungsbereich unterrepräsentierten Geschlechtes zugute kommen. 

Die zum Erlaß dieser Richtlinie erforderlichen Befugnisse sind im Vertrag nur in 
Artikel 235 vorgesehen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 76/207/EWG enthält folgende Fassung : 

"4. Diese Richtlinie steht nicht Maßnahme entgegen, die die Chancengleichheit von 
Männern und Frauen fördern, indem sie insbesondere bestehende Ungleichheiten 
beseitigen, die die Chancen des unterrepräsentierten Geschlechts in den unter Artikel 1 
Absatz 1 genannten Bereichen beeinträchtigen. Derartige Maßnahmen köimen auch 
Vorzugsregelungen bezüglich des Zugangs zur Beschäftigung oder zum beruflichen 
Aufstieg zugunsten eines Mitglieds des unterrepräsentierten Geschlechts beinhalten. 
sowdt sie die Bewertung der besonderen Umstände eines Einzelfalls nicht ausschließen " 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um 
dieser Richtlinie spätestens bis zum 1 . Dezember 1998 nachzukommen, oder tragen dafür 
Sorge, daß Arbeitgd)er und Arbeitnehmer bis spätestens zu diesem Zeitpunkt die 
erfordeiiichen Maßnahmen vereinbart und durchgefübrt haben, wobei die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen haben, damit sie jederzeit in der Lage sind, 
die von dieser Richtlinie veriangten Ergebnisse zu gewährldsten. Sie unterrichten die 
Kommission unverzüglich davon. 

Wenn die Mi^iedstaaten Bestimmungen nach Absatz 1 erlassen, nehmen ae in den 
Bestimmungen selbst oder durch einen Hinwds bd der amtlichen Veröffentiichimg auf 
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhdten da* Bezugnahme. 
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Artikel 3 

Diese Richtlime tritt am zwaimgsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemdnschaften in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mit^iedstaatm gerichtet 
Geschehen zu Brössd am 


Im Namen ctes Rates 
Der Präsident 
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Folgenabschätzung 

Die Auswirkungen des Vorschlags auf die Unternehmen unier besonderer 
Berücksichtigung der KMU 

Warum sind in diesem Bereich unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 
gemeinschaftliche Vorschriften erforderlich, und worin besteht ihr wesentlicher Zweck? 

Das Ziel besteht darin, einen Akt des abgeleiteten Rechts (Richtlinie 76/207/EWG) 
entsprechend der Auslegung des Europäischen Gerichtshofs näher zu erläutern. Dies kann 
ausschließlich über eine geänderte Richdinie erfolgen. 


Wer sind die von diesem Vorschlag Betroffenen? 

Da die Änderung erläuternder Art ist, sind die Arbeitgeber in gleichem Maße betroffen 
wie bereits durch die Richtlinie 76/207/EWG. 

Welche Verpflichtungen ergeben sich aus dem Vorschlag für die Unternehmen? 

Falls Unternehmen über Programme verfügen, die dem unterrepräsentierten Geschlecht 
Vorzug geben, müssen sie eine Klausel aufhehmen, die eine Bewertung des Einzelfalls 
ermöglicht. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien, Rosel Neuhäuser, 
Ortrun Schätzle, Irmingard Schewe-Gerigk 


I. 

Die EU-Vorlage - Ratsdok. 7147/96 - wurde gemäß 
§ 93 GO-BT mit Sammelüberweisung (Drucksache 
13/5555 Nr, 2.5) dem Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen imd Jugend zur federführenden Beratimg 
und dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordmmg, 
dem Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschimg, 
Technologie imd Technikfolgenabschätzung sowie 
dem Ausschuß für Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union sowie der Ausschuß für Bildimg, Wis- 
senschaft, Forschung, Technologie und Technikfol- 
genabschätzung haben in ihren Sitzungen am 6. No- 
vember 1996 Kenntnisnahme der EU-Vorlage be- 
schlossen. 

Der Ausschuß für Arbeit imd Sozialordnung hat in 
seiner 91. Sitzung am 26. Februar 1997 einstimmig ei- 
nen Antrag beschlossen, der inhaltlich dem der Be- 
schlußempfehlimg entspricht. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 55. Sitzung am 19. März 1997 abschheßend bera- 
ten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. sowie der Gruppe der PDS 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vorstehend abgedruckte Beschlußempfeh- 
lung beschlossen. 

Keine Mehrheit im Ausschuß fand nachfolgender 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

„1. Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend stellt fest 

1. Von einer beruflichen Chancengleichheit der 
weiblichen und männlichen Eiwerbsbevölke- 
rung karm nach wie vor nicht die Rede sein» 
Immer noch sind Frauen in der EU deutlich 
mehr von Arbeitslosigkeit betroffen, Frauen 
verdienen in der Regel ein Drittel weniger als 
erwerbstätige Männer, immer noch sind sie in 
Führungspositionen selten anzutreffen, immer 
noch werden Frauen auch bei gleicher bzw, 
gleichwertiger Qualifikation im Erwerbsleben 
benachteiligt (Europäische Kommission, 1995, 
Beschäftigung in Europa; Eurostat, 1995, Frau- 
en und Männer in der Europäischen Union), 
Systematisch diskriminierende Auswahlme- 
chanismen bei der Stellenvergabe wirken zu- 
gunsten von Frauen. 

2. Die strukturelle Diskriminierung von Frauen 
im Erwerbsleben muß durch wirksame recht- 
liche Regelungen beseitigt werden. Positive 
Maßnahmen im Sinne effektiver Quotenrege- 
lungen sind als antidiskriminierende Entschei- 


dungsregelungen einzustufen, nicht als frauen- 
bevorzugende Maßnahmen. 

3. Die in dem Richtlinienentwurf der Kommission 
vorgesehene Forderung, nach der lediglich 
Quotenregelungen zulässig sein sollen, die die 
Bewertung der besonderen Umstände des Ein- 
zelfalles nicht ausschließen, ist frauenpolitisch 
ein Rückschritt, Sie hat zur Konsequenz, daß 
bei einer Stellenbesetzung neben dem Qualifi- 
kationsvergleich auch die Umstände des Ein- 
zelfalles mit herangezogen werden müssen. 
Die Berücksichtigung der besonderen Umstän- 
de des Einzelfalles im Fall positiver Maßnah- 
men bzw. von Quotierungsregeln führt dazu, 
daß der kompensatorische Charakter der Frau- 
enförderung konterkariert wird. 

Trotz formaler gleicher Qualifikation werden 
für Männer immer wieder neben der fachlichen 
Eignung, Leistung und Befähigung Hilfsargu- 
mente wie höheres Lebens- oder Dienstalter, 
ununterbrochene Berufstätigkeit, soziale Argu- 
mente, insbesondere die Betonung der männli- 
chen Erwerbstätigkeit für die Rolle des Fanü- 
lienemährers, angeführt. Die besondere Frau- 
enförderung durch entsprechende Regelungen 
ist gerade deshalb notwendig, weil es bei fast 
allen Einzelfallentscheidungen Diskriminierun- 
gen zu Lasten von Frauen gibt. Beispielsweise 
profitieren von dem Kriterium der Anzahl der 
unterhaltsberechtigten Angehörigen Männer 
überproportional, denn in 54,4% der Zwei-El- 
tern-Famihen mit Kindern ist die Frau erwerbs- 
tätig, jedoch in rd. 87,5% solcher Famihen der 
Mann, Das Dienstalter hegt in Bereichen, in de- 
nen Frauen unterrepräsentiert sind, bei Män- 
nern durchschnitthch höher als bei Frauen. Die 
Ursache dafür, daß Frauen in geringerem Maße 
von der Anwendung dieses Kriteriums profitie- 
ren, liegt also auch in vergangener Diskriminie- 
rung; Dieball/ Schiek, Europäisches Arbeits- 
und Soziatecht 11/95, 188), 

4. Die Kommission schlägt zudem vor, daß nicht 
nur Maßnahmen, die die Beseitigung der 
tatsächhch bestehenden Ungleichheiten, die 
die , Chancen von Frauen' beeinträchtigen, vor- 
gesehen werden sollten, sondern Maßnahmen, 
die die ,Chancen des unterrepräsentierten Ge- 
schlechts' beeinträchtigen. Damit werden in 
die Vorschrift auch Märmer mit einbezogen. 
Dies steht dem eigentlichen Ziel der Frauenför- 
derung entgegen. 

n. Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend fordert die Bundesregierung auf, sich im 
Ministerrat dafür einzusetzen. 
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Drucksache 13/7587 


Deutscher Bimdestag- 13. Wahlperiode 


1. daß die Gleichbehandlimgsrichtlinie eindeutig 
zugxmsten positiver Maßnahmen von Frauen 
präzisiert wird mit einer Ergänzung von 
Artikel 2 Abs. 4, durch folgenden Satz: 

„Dazu gehören auch aktive Frauenfördermaß- 
nahmen, die eine Bevorzugung bei gleichwer- 
tiger Qualifikation im Fall der Einstellimg imd 
dem beruflichen Aufstieg umfassen, solange 
Frauen in den jeweiligen Bereichen xmterre- 
präsentiert sind. 

In den Ausbildungsberufen, in denen Frauen 
unterrepräsentiert sind oder die neu geschaffen 
werden, sind mindestens die Hälfte aller Aus- 
bildungsplätze je Ausbildungsgang an Frauen 
zu vergeben. 

2. daß keine Erweiterung der Richtlinie in 
Artikel 2 Abs. 4 vorgenommen wird, wie sie in 
der Formuhenmg »Chancen des unterrepräsen- 
tierten Geschlechts' zum Ausdruck kommt. " 

11 . 

Der Ändenmgsvorschlag der Richtlinie 76/207/EWG 
der Kommission geht auf das Urteil des EuGH in der 
Rechtssache C 450/93 vom 17. Oktober 1995 zurück. 
In der Entscheidimg ging es lun die Frage der Ver- 
einbarkeit der im Bremischen Landesgleichstellungs- 
gesetz vorgesehenen Quotenregelimg mit Artikel 2 
Abs. 4 der Richtlinie 76/207/EWG, Nach dem Urteil 
des EuGH ist eine Regelimg, die den Frauen im Fall 
der gleichen Qualifikation bei Emennimgen oder Be- 
förderungen einen absoluten imd imbedingten - also 
automatischen - Vorrang einräumt, mit Artikel 2 
Abs, 4 der Richtlinie nicht vereinbar. Eine solche Re- 
gelung gehe über eine Fördenmg der Chancen- 
gleichheit hinaus imd überschreite damit die Gren- 
zen der in Artikel 2 Abs, 4 der Richfliiüe vorgesehe- 


Bonn, den 25. März 1997 

Dr. Marliese Dobberthien Rosel Neuhäuser 

Berichterstatterin Berichterstatterin 


nen Ausnahme. An Stelle der in Artikel 2 Abs. 4 vor- 
gesehenen Förderung der Chancengleichheit trete 
bei derartigen Regelungen bereits das Ergebnis, zu 
dem allein die Verwirkhchimg einer solchen Chan- 
cengleichheit führen könnte. 

Der Änderungsvorschlag der Kommission zu Artikel 2 
Abs. 4 der Richfliiüe 78/207/EWG bezweckt nun, si- 
cherzustellen, daß künftig positive Maßnahmen zur 
Frauenförderung, die inhaltlich nicht dem Urteü des 
EuGH in der Rechtssache Kalanke entgegenstehen, 
zulässig sind, sofern sie die Möglichkeit der Berück- 
sichtigung besonderer Umstände des Einzelfalles er- 
möglichen. Dadurch soll insbesondere die aufgrund 
des Urteils kontrovers diskutierte Frage der Zulässig- 
keit von Quotenregelungen eindeutig geregelt wer- 
den. 


Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P, sowie der Gruppe der PDS unterstützten 
die in der schüeßlich verabschiedeten Beschlußemp- 
fehlung vorgeschlagene Präzisierung des Artikels 2 
Abs. 4 der Richtlinie. Sie setzten sich dafür ein, die 
Berufsbildung sowie die Arbeitsbedingungen als för- 
derungswürdigen Bereich explizit vorzusehen. Zu- 
dem sprachen sie sich gegen geschlechtsneutrale 
Formulierungen aus, um gezielt den Gedanken der 
Frauenfördenmg aufzugreifen. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN argumentierten, daß der Vorschlag lediglich 
darauf abziele, die Richtlinie an die Vorgaben des 
Kalanke-Urteüs anzupassen. Erforderüch sei dage- 
gen, die Richtlinie so zu ändern, daß ein derartiges 
Urteü künftig nicht mehr möglich sei. Mit wirklicher 
Frauenförderung habe dies nichts mehr zu tun. 


Ortnm Schätzle Irmingard Schewe-Gerigk 

Berichterstatterin Berichterstatterin 
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